Der Entscheidung des Landratsamtes Ravensburg zur Verweigerung der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bad Wurzach gebührt Respekt. Durch die umsichtige Ausübung seiner kommunalen Aufsichtspflicht weist das Landratsamt kommunales Platzhirschdenken in die Schranken und nimmt seine Verantwortung für den gesamten Landkreis ernst. Es stellt damit aber auch das Vertrauen in den Rechtsstaat wieder her, da gerade dieses im Laufe des gesamten Verfahrens stark strapaziert wurde.

Bereits im Laufe des Zielabweichungsverfahrens für den Regionalplan vom August 2008 wurde festgestellt, dass noch über 110 ha Gewerbeflächen in den beteiligten Gemeinden bauleitplanerisch fixiert sind, die nach Ansicht des Regionalverbandes eine Überschreitung des anzunehmenden Bedarf ergeben. Öffentliches Interesse an Industrie- und Gewerbeflächen sieht anders aus, wird vom Gesetzgeber auch so begründet und muss selbst von Herrn Bürkle und seinem Gemeinderat respektiert werden. Von einer „Kaputt Regulierung" eines Wirtschaftsstandortes kann deshalb überhaupt nicht die Rede sein, auch wenn dies von der IHK in einer vorbereiteten Stellungnahme nur knapp eine Stunde nach Bekanntgabe des offiziellen Landratsamtsbeschlusses kundgetan wurde. Kein Wort zu Brugg (21 ha), kein Wort zum Gewerbegebiet West (16,1+7,5 ha), nur pauschale und unbegründete Ablehnung zu Stora Enso (ca.33 ha). Das verstehe wer will.

Man hatte ja im Laufe des gesamten Verfahrens schon immer den Eindruck, dass aus nicht ganz nachvollziehbaren Gründen eine glückliche Zukunft der beteiligten Gemeinden ausschließlich am Standort Zwings zu verwirklichen ist. Im Vorgriff aufgekaufte Grundstücke sind das Argument, verpflichten zur Verwirklichung geplanter Objekte und belasten die Steuerzahler. Sie verstellen aber auch den Blick auf gegebene Realitäten. Und so kommt's dann, dass passend gemacht werden muss, was nicht passt.

Da stören dann natürlich andere Standortalternativen, die, wie das Landratsamt bestätigt, deshalb nur stiefmütterlich oder gar nicht behandelt wurden.

Da stören auch die beiden Natura 2000 Gebiete Wurzacher Ried und Rohrsee, deren Schutz durch lasche Gutachten gewährleistet werden sollte. Inzwischen wissen wir aber beispielsweise, dass Bad Wurzach bereits heute Vorreiter bezüglich NOx und SO2 Emissionen ist und auch bei den Staubemissionen an zweiter Stelle im Landkreis liegt. Scharfer Tobak für die prioritären Lebensräume des Wurzacher Rieds und womöglich auch für das Prädikat „Bad" unserer kleinen Residenz am Ried.

Da stören aber auch die Einwendungen und Argumente so genannter „Gegner", die im Rahmen der 2. Änderung des FNP's vorgebracht wurden. Diese wurden von der Stadtverwaltung in einem denkwürdigen Abwägungsverfahren abgeschmettert. Sanktioniert von einem Gemeinderat, der in viereinhalb Stunden nicht eine einzige sachlich fundierte Nachfrage zustande brachte.

Hätten sich die entscheidenden Gremien halt etwas früher unvoreingenommen mit der Argumentenvielfalt und der Problematik des Standorts auseinandergesetzt, dann wäre Ihnen das böse Erwachen erspart geblieben. Da helfen dann auch polemische und verletzende Äußerungen gegenüber dem Landratsamt nicht wirklich weiter.

Denn eine Überraschung war die Ablehnung des FNP durch das LRA nicht. Zu viele Fragen ließ die Abwägungssitzung offen. Man stelle sich einmal vor: Sämtliche Einwendungen von Bürgern, Bürgerinitiativen und Fachleuten wurden nach dem Motto „Wer nicht für uns ist, ist gegen uns" ignoriert. Eine fachliche Auseinandersetzung erfolgte lediglich auf niedrigstem Niveau. Als Ergebnis einige redaktionelle Änderungen, mehr nicht. So kann das einfach nicht gehen und der Vorwurf des Landratsamts, dass die Planungsunterlagen rechtlich und fachliche Mängel aufweisen, ist inhaltlich richtig und voll berechtigt. Nur wusste die Stadtverwaltung das schon lange und hätte dementsprechend reagieren können. Vielleicht wäre auch sie dann zu der Einsicht gelangt, dass Zwings, trotz der getätigten Grundstückskäufe, aus landschaftlicher, ökologischer und verkehrstechnischer Sicht der falsche OGI - Standort ist.

Hut ab vor dem Landratsamt, das als Basis seiner Entscheidung ausschließlich fach- und sachliche Gründe herangezogen hat. Das Landratsamt und vermutlich das Regierungspräsidium haben sicherlich auch für Herrn Bürkle noch ein Türchen offen gelassen. Waren doch bereits vor der Veröffentlichung des Ablehnungsbescheides öfter mal Fahrzeuge des Regierungspräsidiums im Gewerbegebiet West zu sehen, deren Insassen sich dort intensiv umsahen. Und Brugg sowie Baienfurt gibt es ja auch noch. Möglicherweise sind ja auch Leutkirch, Baienfurt und Baindt an einer interkommunalen Zusammenarbeit interessiert. Die Lichter werden in Bad Wurzach noch lange nicht ausgehen. Es braucht lediglich neue Lösungen. Das gilt auch für Zwings. Diesem ökologisch hochsensiblen Bereich sollte endlich die Ehre erwiesen werden, die ihm gebührt: Durch Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet.

